
der Staatsanwalt des Kreises Templin bei einem Unfall 
erst nach zwei Monaten entschieden, daß kein Ermitt­
lungsverfahren einzuleiten ist. Verzögerungen treten 
besonders dann auf, wenn der Arbeitsschutzinspektor 
Anzeige beim Staatsanwalt erstattet, weil dieser in der 
Regel keine eigenen Ermittlungen durchführt. Die Frist 
zur Prüfung der Anzeige4 wird noch ungenügend be­
achtet, und die Staatsanwälte setzen den Untersuchungs­
organen individuelle Fristen, die teilweise unbegründet 
lang sind.
Auch die Praxis der unberechtigten Einleitung von Er­
mittlungsverfahren gegen „Unbekannt“ ist noch nicht 
restlos überwunden. So wird z. B. oftmals bei Bekannt­
werden eines Brandes ein Ermittlungsverfahren gegen 
„Unbekannt“ eingeleitet, obwohl in diesem Stadium der 
Anzeigenüberprüfung der Verdacht einer Straftat nicht 
begründet war.
In zahlreichen Fällen wird die strafrechtliche Verant­
wortlichkeit der Arbeitsschutzverantwortlichen nicht 
genügend geprüft; es wird überwiegend nur gegen sol­
che Personen ermittelt, die keine Arbeitsschutzverant­
wortlichen sind, aber den Unfall unmittelbar verursacht 
haben.
So wurde z. B. gegen einen Traktoristen ein Ermitt­
lungsverfahren wegen fahrlässiger Tötung eingeleitet, 
weil er auf einer Gefällstrecke den Traktor verlassen 
hatte, um beim Abladen zu helfen. Er hatte die Hand­
bremse angezogen und die Hinterräder des Hängers 
durch einen Vorlegeklotz gegen ein Abrollen gesichert. 
Trotzdem kam die Zugmaschine mit dem Hänger ins 
Rollen und konnte nicht mehr zum Halten gebracht 
werden. Dadurch wurde ein Arbeitsunfall verursacht, 
w'obei ein Mensch getötet wurde. Als Ursache des Ab­
rollens wurde festgestellt, daß der in der LPG verbots­
widrig angefertigte und geschweißte Handbremsenhebel 
gebrochen w'ar und deshalb keine Bremswirkung mehr 
bestand. Obwohl dafür der Brigadier und der LPG- 
Vorsitzende verantwortlich waren, wurde gegen sie kein 
Ermittlungsverfahren eingeleitet.
Derartige Mängel sind im wesentlichen auf ungenü­
gende Kenntnisse über das Arbeitsschutzrecht, insbeson­
dere über die gesetzliche Regelung der Verantwortlich­
keit, zurückzuführen. Die Bestimmungen des Arbeits­
schutzes werden bei der Beurteilung des Geschehens 
oftmals nicht mit herangezogen; vielmehr wird nur die 
Erfüllung von Straftatbeständen des StGB geprüft. Da­
durch wird nicht der gesamte Komplex der Rechts- 
pflichtvcrletzungen in die Ermittlungen einbezogen. 
Aber auch ein allgemein positives Verhalten der Ver­
antwortlichen sowie Schwierigkeiten in der LPG wer­
den zum Anlaß genommen, von der Einleitung eines Er­
mittlungsverfahrens abzusehen. Solche Mängel in der 
Einleitungspraxis wirken sich nachteilig auf die allsei­
tige Erforschung der objektiven Wahrheit und die Auf­
deckung sowie Beseitigung der Ursachen und begün­
stigenden Bedingungen von Arbeits- und Brandschutz­
verletzungen aus.

Zur Ermittlungstäligkeit
Insgesamt gesehen wurde die Qualität der Ermittlun­
gen verbessert. Das zeigt sich insbesondere in der ex­
akten Feststellung des Unfall- oder Brandvorganges, der 
unmittelbaren Sicherung der Beweismittel und der Ein­
beziehung von Spezialisten.
Dennoch ist die Tendenz einseitiger Ermittlungen bis­
her nicht restlos überwunden. Dies kommt — wie bereits 
erwähnt — besonders darin zum Ausdruck, daß die Er­
mittlungen überwiegend nur auf das Ereignis und auf 
die Personen konzentriert werden, die den Unfall bzw.

'• Früher 5. jetzt 7 Tage (vgl. Anweisung Nr. 8'65 des General­
staatsanwalts der DDR über die Aufgaben des Staatsanwalts 
im Ermittlungsverfahren).

die Brandstiftung unmittelbar verursacht haben. Auch 
die Ermittlungen zur Aufdeckung der Ursachen und be­
günstigenden Bedingungen werden zum großen Teil 
noch oberflächlich und formal geführt. Dies zeigt sich 
insbesondere bei der Aufklärung fahrlässiger Brand­
stiftungen und von Bränden, die Kinder oder Jugend­
liche verursachten.
Die Folgen und Auswirkungen von Arbeitsunfällen 
werden teilweise oberflächlich und unvollständig fest­
gestellt. Häufig wird nur der Personenschaden ermittelt, 
die materiellen Schäden sowie die ideellen Auswirkun­
gen werden dagegen nicht genügend beachtet.
Bei der rechtlichen Beurteilung von Brandstiftungen 
wird — selbst bei erheblichen Produktionsausfällen in 
der Vieh- und Feldwirtschaft — selten geprüft, ob Be­
stimmungen der WStVO verletzt wurden. Einige Mit­
arbeiter der Untersuchungsorgane und Staatsanwälte 
lassen sich offensichtlich davon leiten, daß in der Mehr­
zahl aller Fälle durch verstärkte Anstrengungen der 
Genossenschaftsbauern und Landarbeiter in der Pro­
duktion und durch gegenseitige sozialistische Hilfe der 
Landwirtschaftsbetriebe verhindert wird, daß der Plan 
der Brutto- und Marktproduktion nicht erfüllt wird. Der 
Tatbestand des § 1 WStVO erfordert jedoch keine Nicht­
erfüllung des Planes, sondern die Gefährdung der Wirt­
schaftsplanung. Er ist deshalb bereits dann als erfüllt 
anzusehen, wenn — sofern auch die anderen Vorausset­
zungen gegeben sind — die Gefährdung des jeweiligen 
Produktionsplanes im geschädigten Betrieb konkret 
nachgewiesen wird.5
Der Beschleunigung und Konzentration des Strafver­
fahrens im Stadium der Ermittlungen muß mehr Be­
achtung geschenkt werden. Noch zu oft werden die Un­
tersuchungen mehrere Tage lang unbegründet unter­
brochen. Das wirkt sich besonders nachteilig auf die 
Wirksamkeit der Verfahren und der eingeleiteten Maß­
nahmen zur Beseitigung der Ursachen und begünsti­
genden Bedingungen der Straftat aus.

Zur Einbeziehung der Werktätigen
Bis auf vereinzelte Ausnahmen werden in allen Ver­
fahren die gesellschaftlichen Kräfte mit den Problemen 
vertraut gemacht, die sich während der Ermittlungen 
ergeben. Besonderer Wert wird auf eine umfassende 
Einschätzung der Täterpersönlichkeit durch die Arbeits­
kollektive sowie auf die Gewinnung gesellschaftlicher 
Ankläger und Verteidiger gelegt.
Jetzt kommt es darauf an, die Einbeziehung der gesell­
schaftlichen Kräfte inhaltlich zu verbessern. Insbeson­
dere die Mitglieder der Kommission für Gesundheils­
und Arbeitsschutz, die ehrenamtlichen Arbeitsschutz­
inspektoren und Brandschutzhelfer sowie die Mitglieder 
der ständigen Kommissionen und ihrer Aktivs sind an 
den Ermittlungen zur Aufklärung des Unfalls oder 
Brandes, zur Einschätzung der allgemeinen Situation 
und zur Aufdeckung der Ursachen und Bedingungen 
unmittelbar zu beteiligen. Dadurch werden die Ermitt­
lungen umfassender und exakter, und gleichzeitig wird 
die Tätigkeit dieser ehrenamtlichen gesellschaftlichen 
Kräfte aktiviert.
Die Zusammenarbeit mit den Landwirtschaftsräten bei 
den Ermittlungen des Einzelfalls befriedigt bisher noch 
nicht. Gerade die Mitarbeiter des Kreislandwirtschafts­
rates können aber viele wichtige Hinweise geben, die 
für die Erforschung der Wahrheit von Bedeutung sind. 
Andererseits werden sie durch ihre unmittelbare Teil­
nahme an den Ermittlungen in die Lage versetzt, eigen­
verantwortlich die erforderlichen Maßnahmen zur Ver­
hinderung ähnlicher Unfälle und Brände zu treffen. 6

6 Vgl. OG, Urteil vom 30. November 1962 - 3 Zst XI 38 62 - (NJ 
1963 S. 123).
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